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Zusammenfassung
Der italienische Energiekonzern Eni plant in der zentralafrikanischen Republik Kongo derzeit Investitionen in
Höhe von mehreren Milliarden Dollar in die Teersandförderung, den Anbau von Palmölplantagen für die
Nahrungsmittel- und Agrotreibstofferzeugung sowie den Bau eines großen Gaskraftwerkes. Das wäre das
erste Teersandprojekt in ganz Afrika, und der geplante großflächige Anbau von Pflanzen zur
Agrotreibstoffherstellung wäre eines der größten derartigen Projekte auf dem Kontinent. Beide Projekte
werfen die Frage auf, wie ernst es G8-Energiekonzernen wie Eni und G8-Regierungen wie Italien, Gastgeber
der diesjährigen G8-Konferenz und Hauptanteilseigner von Eni, damit ist, den Klimawandel zu bekämpfen
und den Zugang zu Energie zu verbessern. Das gilt insbesondere für Investitionen in ökologisch sensiblen
Gebieten und in Entwicklungsländern mit geringen ökologischer und sozialen Standards.

Die Nutzung von Teersanden und Agrotreibstoffen wird von zivilgesellschaftlichen und wissenschaftlichen
Organisationen wegen ihrer verheerenden sozialen und ökologischen Folgen sowohl auf lokaler wie auch
globaler Ebene heftig kritisiert. Zu den Folgen gehören exzessiver Wasserverbrauch und massive
Wasserverschmutzung, die großflächige Zerstörung von Lebensräumen und Vernichtung von Wäldern sowie
verstärkte Treibhausgasemissionen. Pro Barrel werden bei der Gewinnung von Öl aus Teersand drei bis fünf
Mal mehr Treibhausgase freigesetzt als bei der konventionellen Ölförderung. Kanada ist bislang das einzige
Land, in dem Teersande abgebaut werden, und praktische alle Unternehmen, die dort investieren, stammen
aus G8-Ländern. Zahlreiche zivilgesellschaftliche Gruppierungen fordern, ein Moratorium über neue
Teersandprojekte in Kanada zu verhängen, manche verlangen sogar, sämtliche bestehenden und geplanten
Teersandprojekte einzustellen.

Das Kongobecken, in dem die Republik Kongo liegt, ist das zweitgrößte noch erhaltene Regenwaldgebiet der
Erde. Als Wassereinzugsgebiet und Kohlenstoffsenke kommt ihm eine lebenswichtige ökonomische und
ökologische Rolle zu. Trotz des dort seit Jahrzehnten geförderten Erdöls gehört die Republik zu den ärmsten
Ländern der Erde und leidet seit langem unter der Korruption und den Konflikten im Umfeld des Ölsektors.
Zugleich fehlt es dem Land auch an einer angemessenen Umweltgesetzgebung und der Fähigkeit zu ihrer
Durchsetzung. Es ist fraglich, wie Eni in diesem Kontext von schwacher Regierung, einer höchst sensiblen
Umwelt und der Wahrscheinlichkeit irreparabler Schäden für die Menschen und die Umwelt vor Ort die
Risiken seiner Investitionen auf einer kontinuierlichen Basis bewerten und beherrschen will.

Italien ist mit 30 Prozent größter Eni-Anteilseigner und Gastgeber der jetzt diesjährigen G8-Konferenz, deren
Energieminister im Vorfeld erklärt haben, dass “die Frage, wie wir mit den miteinander zusammenhängenden
Themen der Investitionen in, des Zugangs zu und der Verfügbarkeit von Energie und der Herausforderung des
Klimawandels umgehen, von zentraler Bedeutung für die Zukunft unserer Länder” ist.1 Zugleich haben die
G8-Länder und andere große Energieerzeuger “entschlossene Maßnahmen” angekündigt, um dem Viertel
der Weltbevölkerung zu helfen, das über keine gesicherte Energieversorgung verfügt, ein Missstand, von dem
Afrika besonders stark betroffen ist. Im Kongo etwa, wo 70 Prozent der Menschen unter der Armutsgrenze
leben, hat kaum ein Viertel der Bevölkerung Zugang zu Elektrizität.

Betroffene Gemeinden im Kongo beklagen sich seit langem über fehlende Konsultation und darüber, dass
weder die Unternehmen noch der Staat Maßnahmen gegen die sozialen und ökologischen Folgen der
Ölerschließung ergreifen. Besonders in der Kritik steht dabei die Gasabfackelung auf dem von ENI
betriebenen M’Boundi-Ölfeld. Die Pläne von Eni, das Begleitgas zur Stromerzeugung einzusetzen, sind zwar
positiv, doch muss den Bürgerinnen und Bürgern des Landes auch der Zugang zu dem Strom garantiert
werden. Insgesamt sind bislang nur minimale Informationen über die Investitionspläne des italienischen
Energiekonzerns im Kongo offengelegt worden und es hat auch noch keine nennenswerten Konsultationen
mit der lokalen Bevölkerung gegeben, was im Widerspruch steht zu den von Eni verkündeten Umwelt- und
Menschenrechtsprinzipien.
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Angesichts dieser Bedenken fordern zivilgesellschaftliche Gruppen aus den G8-Ländern und ihre
afrikanischen Partnerorganisation Eni dazu auf:
• sämtliche Informationen über die Folgen der Investitionen in der Republik Kongo offenzulegen,

einschließlich der gegenwärtig durch M’Boundi abgefackelten Gasmengen sowie der detaillierten Zeitpläne
für die Teersand- und Palmölprojekte.

• angemessene Konsultationen mit den betroffenen Gemeinden in Übereinstimmung mit den von Eni selbst
formulierten Umweltschutz- und Menschenrechtsprinzipien durchzuführen. Lokale Gemeinden und 
indigene Gruppen müssen vorab ihre freie und informierte Zustimmung erteilen, bevor irgendein Projekt 
realisiert wird.

• die weitere Entwicklung der Teersand- und Palmölprojekte auf Eis zu legen, bis ihre potenziellen Risiken 
einschließlich ihrer Auswirkungen auf die Treibhausgasemissionen vollständig bewertet worden sind und 
ein glaubwürdiger Risikomanagementplan erstellt worden ist.

Hintergrund zu den neuen Investitionen von Eni in der Republik Kongo
Falls sich die aktuellen Trends fortsetzen, wird laut dem World Energy Outlook 2008 der Internationalen
Energieagentur der Anteil nichtkonventioneller Ölvorkommen wie Teersanden an der Welterdölproduktion
weiter steigen und 11 Prozent bis 2030 erreichen.2 Über die Hälfte davon dürfte auf die kanadische Provinz
Alberta entfallen, der weltweit bislang einzigen Region, in der Teersandvorkommen kommerziell
ausgebeutet werden - und zwar hauptsächlich von Energieunternehmen aus G8-Ländern.3 Bekannt ist,
dass der Abbau von Teersand immense Umweltschäden anrichtet.4

Im Mai 2008 unterzeichnete Eni, das von dem Umsatzzahlen her zu den zehn größten Energiekonzernen
der Welt gehört,5 ein Rahmenabkommen mit der Republik Kongo über Investitionen in Höhe von drei
Milliarden Dollar im Zeitraum von 2008 bis 2012. Beschlossen wurden dabei die Exploration der
Teersandvorkommen, die Produktion von Palmöl für Nahrungsmittel und Biodiesel sowie der Bau eines
Gaskraftwerks zur Stromerzeugung mit einer Kapazität von 350 bis 400 MW.6 Diese Vereinbarung läutet
eine neue Phase der Aktivitäten von ENI in der Republik Kongo ein, wo das Unternehmen seit 1968
vertreten ist. Nachdem ENI bis 2007 ausschließlich im Offshore-Bereich aktiv war, betreibt sie jetzt auf
dem Festland das gigantische M’Boundi-Ölfeld und ist der zweitgrößte Investor in diesem Sektor.

Die zwischen Eni und der kongolesischen Regierung in dem Abkommen vereinbarten Bedingungen sind
bislang nicht öffentlich gemacht worden, im Falle der Teersand- und Palmölprojekte sind noch nicht einmal
die genauen Standorte bekannt. Wie von lokalen und internationalen NROs angestellte Feldforschungen im
Kongo enthüllt haben, wissen die Menschen dort praktisch nichts über die geplanten Projekte, und zwar
auch in den von der Teersanderschließung und dem Kraftwerksbau nahe dem M’Boundi-Ölfeld potenziell
betroffenen Gemeinden und der Stadt Pointe-Noire, dem zentralen Ölhafen des Landes.7

Republik Kongo: Der Governance-Kontext 
Kongolesische Aktivisten setzen sich seit langem dafür ein, die öffentlichen Finanzen des Landes
grundlegend zu reformieren und sicherzustellen, dass der Reichtum an natürlichen Rohstoffen - die
offiziellen Einnahmen aus der Ölförderung werden auf über 4,4 Milliarden Dollar jährlich geschätzt - in
die nachhaltige Entwicklung und die Verbesserung des Lebens der 70 Prozent der Bevölkerung fließen,
die in Armut leben.8 Das Land, in dem kaum ein Viertel der Menschen Zugang zu Elektrizität hat,9 wurde
2008 im Korruptionswahrnehmungsindex von Transparency International im untersten Zehntel der
Rangliste geführt.10

Im März 2006 wurde dem Kongo in einer umstrittenen Entscheidung ein internationaler Schulderlass gewährt
und mit der Bedingung verknüpft, das Management der nationalen Öl- und Forstressourcen und den
öffentlichen Finanzsektor insgesamt zu reformieren. Die Weltbank sprach damals von “schweren Bedenken
hinsichtlich der Regierungsführung und der finanziellen Transparenz” vor allem im Zusammenhang mit der
nationalen Ölgesellschaft Société Nationale des Pétroles du Congo (SNPC).11 Laut öffentlich zugänglichen
Daten hatten Regierungsbeamte in zentralen Positionen kostspielige Kredite mit internationalen Banken und
Ölhandelsgesellschaften vereinbart und mit zukünftigen Ölförderungen abgesichert und staatliches Öl mit
Hilfe undurchsichtiger Offshore-Mechanismen verkauft, um Schulden nicht bedienen zu müssen, neue
Kredite vor dem IWF zu verschleiern und sich persönlich zu bereichern.12
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Die Forstwirtschaft ist der zweitwichtigste Devisenbringer für das zu rund 65 Prozent von Wald bedeckte
Land.13 “Das Kongobecken”, schreibt Greenpeace, “ist Heimat des zweitgrößten tropischen Regenwalds der
Erde und von unschätzbarer Bedeutung nicht nur für die Artenvielfalt und als Ressource für die dort lebenden
Menschen, sondern auch als gigantische Kohlenstoffsenke für den Klimaschutz”.14 Weltweit stammen rund
15 bis 20 Prozent der Treibhausgasemissionen aus der Vernichtung tropischer Wälder.15 Laut unabhängigen
Angaben zur Entwicklung der Wälder im Kongo sind die Waldflächen “ernsthaft bedroht vom Wachstum der
extraktiven Aktivitäten und der industriellen Ausbeutung natürlicher Ressourcen einschließlich des Bergbaus,
der sich verschlechternden Lebensqualität der lokalen Bevölkerungen und der sich verschlechternden
Regierungsführung”.16 Der Kongo verfügt derzeit über keinen funktionierenden Umweltschutz.17

Die Auswirkungen der Erdölförderung
Berichte lokaler Menschenrechtsorganisationen, “Rencontre pour les droits de l’homme” (RPDH) und
“Justice and Peace Commission” der Katholischen Kirche in Pointe-Noire sowie Interviews in Gemeinden in
dem Gebiet um das M’Boundi-Ölfeld und Pointe-Noire herum belegen den weit verbreiteten Unmut der
Menschen darüber, dass die Ölgesellschaften, darunter auch Eni, sie wegen ihrer Aktivitäten nicht
konsultieren.18 Die Menschen vor Ort monieren weiter die fehlende Entschädigung für die Landverluste und
die Zerstörung von Lebensräumen durch die kommerzielle Erschließung, den Mangel an lokalen
Arbeitsmöglichkeiten sowie die zunehmende Wasser- und Luftverschmutzung. Ein besonderer Schwerpunkt
der Kritik sind die Gesundheitsfolgen der Gasabfackelung auf dem von Eni betriebenen M’Boundi-Ölfeld.
Obwohl dieses Problem schon länger besteht und Eni erst vor kurzem das Ölfeld übernommen hat, stellen
solche Berichte und Hinweise die von dem Konzern selbst verfassten Menschenrechtsprinzipien in Frage.19

Die Ankündigung von Eni, das Begleitgas von dem Ölfeld - also das Gas, das während der Ölförderung mit
austritt und derzeit noch abgefackelt wird - zur Stromerzeugung zu nutzen, ist eine willkommene Nachricht
in einem Land, in dem kaum ein Viertel der Bevölkerung Zugang zu einer gesicherten Stromversorgung hat
und in dem seit langem anhaltende und heftige Kritik an den Umwelt- und Gesundheitsfolgen des Entgasens
und Abfackelns geübt wird.20 Auch Eni scheint erkannt zu haben, dass das derzeitige Ausmaß des
Begleitgasabfackelns (“gas flaring”) im Kongo nicht akzeptabel ist und hat angekündigt, die Emissionen mit
Hilfe des neuen Kraftwerks bis 2012 auf Null zu senken.21

Das geplante Kraftwerk wird laut dem Konzern “über 80 Prozent der nationalen Stromerfordernisse decken”.
Allerdings ist unklar, ob sich diese 80 Prozent nur auf den industriellen Verbrauch oder auch auf den
Strombedarf der privaten Haushalte einschließlich derer bezieht, die bislang noch gar nicht ans Netz
angeschlossen sind. Zudem ist es höchst fraglich, ob die für Stromversorgung der kongolesischen Haushalte
erforderliche Infrastruktur überhaupt vorhanden ist.

Teersande 
ENI besitzt eine Lizenz zur Erschließung der Teersandvorkommen in der Gegend um Pointe-Noire im
südwestlichen Kongo auf einer Fläche von insgesamt 1790 km2. Basierend auf Voruntersuchungen auf einem
100 km2 großen Gebiet schätzt der Konzern die förderfähigen Reserven auf zwischen mindestens 500
Millionen und maximal 2,5 Milliarden Barrel. Sollte sich die kommerzielle Nutzung nach Abschluss der auf
drei Jahr angesetzten Explorationsphase als machbar erweisen, plant der Konzern den Bau einer Anlage, die
den Bitumensand unter Anwendung der Eni Slurry Technology (EST) in Erdöl umwandelt. Betrieben werden
soll die Anlage mit Begleitgas von M’Boundi.22

Der Abbau von Teersand und seine Aufbereitung zu Rohöl kommerzieller Qualität erfordert den Einsatz
riesiger Mengen an Energie und Wasser und kann, wie das Beispiel Alberta in Kanada zeigt, verheerende
ökologische und soziale Folgen nach sich ziehen. In einer Analyse der dortigen Umweltrisiken ist gar von
einem “ökologischen Blowout” die Rede, verursacht vom Raubbau an den Wasserreserven, der massiven
Wasserverschmutzung, der Vernichtung der borealen Wälder und der Anlage riesiger Bergeteiche
(Rückhaltebecken in der Größe eines Sees, die extrem mit hochtoxischen Chemikalien belastet sind).23 Der
weitaus größte Teil des Teersandförderung befindet sich in der Hand von G8-Unternehmen, darunter dem
norwegischen Konzern Statoil und sich zusehends in den Markt einkaufenden asiatischen
Energiekonzernen.24 NGOs aus Kanada und vielen anderen Ländern fordern ein Moratorium auf neue
Teersandprojekte, andere Gruppen gehen noch weiter und verlangen, dass alle bestehenden und geplanten
Projekte gestoppt werden und institutionelle Investoren ihr Kapital daraus abziehen.25
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In der Republik Kongo ist das ökologische und soziale Gefahrenpotenzial der Teersanderschließung
angesichts der Tatsache besonders besorgniserregend, dass mit Pointe-Noire die zweitgrößte Stadt des
Landes gerade einmal 70 Kilometer von dem Gebiet entfernt liegt, in dem die vorbereitenden Explorationen
stattfinden. Der Großteil des von Eni lizenzierten Gebiets ist von primärem Tropenwald bedeckt, der Rest von
kleinen Dörfern, deren Einwohner zumeist von kleinbäuerlicher Landwirtschaft leben. Eni hat zwar erklärt,
man werde versuchen, “die ökologischen Folgen zu minimieren und angemessene Schutz- und
Wiederherstellungsmethoden untersuchen”.26 Wie das Unternehmen das in einem Land bewerkstelligen will,
das zu 65 Prozent von Wald bedeckt ist, unter einer schlechten Regierungsführung leidet und über keine
angemessene regulatorische Struktur und nur minimale Umweltschutzkapazitäten verfügt, bleibt jedoch zu
sehen. Soll das Teersandprojekt den von Eni selbst aufgestellten Umweltprinzipien entsprechen, muss auf die
Erschließung von Gebieten mit hoher Artenvielfalt (wie Primärwälder) und von Menschen genutzten Gebieten
(alles kultivierte Land) verzichtet werden. Faktisch wäre Eni damit auf offene Savannen (Grasland)
beschränkt, deren Anteil an dem sehr großen Teersandgebiet allerdings noch unbekannt ist.27 Zudem gibt es
weltweit noch kein einziges Beispiel für eine erfolgreiche Wiederaufforstung auf ausgebeuteten
Teersandflächen.

Schließlich führt Eni noch das höchst zweifelhafte Argument ins Feld, die mit der Teersandförderung
einhergehenden Treibhausgasemissionen würden in gewissem Maße ausgeglichen werden, weil in Zukunft
“das bei der Erölförderung in der Region anfallende Begleitgas zur Versorgung der EST-Anlage sowie zur
Anreicherung von Schweröl eingesetzt wird” und “damit das Ziel der Reduzierung der atmosphärischen
Emissionen erfüllt wird und gleichzeitig Emissionskredite unter dem Kyoto-Protokoll erworben werden”.28

Die Erschließung von Teersandvorkommen kann, auch das zeigen die Erfahrungen aus Kanada, zwar den
Wert eines Unternehmens im Hinblick auf seine Rohstoffreserven steigern, Unternehmen und Investoren aber
auch hohe Finanzierungskosten aufbürden. Erstens ist der Prozess, mittels dessen Teersand oder Bitumen
extrahiert und aufbereitet wird, bis es als Brennstoff nutzbar ist, erheblich kostspieliger als die Förderung von
herkömmlichem Rohöl. Dies bedeutet, dass der Ölpreis weiter sehr hoch bleiben oder die Extraktionskosten
erheblich gesenkt werden müssen, soll die Sache profitabel sein. Eigenen Angaben zufolge hat sich Eni für
den Kongo und gegen Kanada entschieden, weil dort die Kosten dank der Synergien mit der konventionellen
Ölförderung aus dem M’Boundi-Feld (kostenlose Gasversorgung) niedriger gehalten werden können.29

Allerdings stellt sich die Frage, ob sich das Projekt auch heute noch, vor dem Hintergrund der aktuellen
globalen Finanzkrise und der wieder gesunkenen Ölpreise, rechnet.

Jüngere Studien verweisen zudem auf die Risiken von Teersandinvestitionen für den langfristigen
Unternehmenswert, darunter immer niedrigere CO2-Emissionsrichtwerte für Kraftstoffe, ein unzureichendes
Arbeitskräfteangebot und die Kosten der für die Teersandextraktion erforderlichen Energie, die Tatsache, dass
die Technologie zur CO2-Abscheidung und -Speicherung (CSS), die einen wichtigen Bestandteil der
Investitionsprojektionen von Teersandprojekten ausmachen, nicht getestet ist, und schließlich die Kosten für
ökologische Aufräum- und Ausgleichsmaßnahmen sowie für potenzielle juristische Auseinandersetzungen
mit betroffenen Gemeinden.30

Palmöl für Nahrungsmittel und Biodiesel
Das Food plus Biodiesel-Projekt von Eni soll 2009 in der Region Niari “auf schätzungsweise 70.000 Hektar
derzeit nicht bestelltem Land beginnen und langfristig rund 340.000 Tonnen Palmrohöl pro Jahr produzieren.
Das wird den Palmöl-Nahrungsmittelbedarf im Kongo decken und die Produktion von 2500.000 Tonnen
Biodiesel pro Jahr ermöglichen.” Allerdings ist noch nicht bekannt, wo genau diese riesigen Plantagen
angelegt werden sollen. In der Region Niari ist ein großer Teil des Landes bewaldet, für weite Gebiete sind
Forstkonzessionen vergeben. Zudem wird in der Region Subsistenzlandwirtschaft betrieben und ist sie
Heimat indigener Gruppen.31

In Ländern wie Indonesien und Malaysia wird der Anbau von Ölpalmen in Monokulturen wegen seiner
verheerenden ökologischen und sozialen Folgekosten von Aktivisten und Wissenschaftlerinnen heftig
kritisiert.32 So verdrängen die Monokulturplantagen tropische Wälder und andere Ökosysteme, was zu
massiver Entwaldung führt und damit zu einem Rückgang der Artenvielfalt, häufigeren und heftigeren
Überschwemmungen und Dürren, einer stärkeren Bodenerosion, der Verschmutzung von Wasserläufen und
zur Ausbreitung von Schädlingen. Für das Waldforum der Vereinten Nationen (UNPF) sind neben der
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Ausweitung der Monokultur-Landwirtschaft die agroindustriellen Baumplantagen - wie etwa
Palmölplantagen - in tropischen Waldgebieten eine der Hauptursachen der fortschreitenden Entwaldung
und Walddegradierung.33

Im Zusammenhang mit Palmölplantagen kommt es zudem auch immer wieder zur illegalen Aneinigung
von Land, zu Landbesitzkonflikten sowie zu Verstößen gegen die Menschenrechte einschließlich der
Gefährdung indigener Gruppen. Laut dem Ständigen Forum für Indigene Angelegenheiten der Vereinten
Nationen sind weltweit 60 Millionen Angehörige indigener Völker vom Verlust ihres Landes und damit
ihrer Lebensgrundlagen bedroht, weil immer mehr Plantagen zur Produktion von Agrotreibstoffen
angelegt werden.34

Ein 2007 erlassener Aufruf für ein Moratorium auf den Anbau von Biotreibstoffpflanzen in Afrika wurde von
über 200 NGOs unterzeichnet.35 Im Juni 2009 forderte eine breite Koalition zivilgesellschaftlicher Gruppen bei
einem Treffen während der Verhandlungen zur UN-Klimarahmenkonvention in Bonn “sofort Maßnahmen zu
ergreifen und Institutionen zu schaffen, um die Waldvernichtung und die Walddegradation zu stoppen” und
dabei “die Anlage und den Betrieb von Monokultur-Baumplantagen” explizit auszuschließen.36

Bei der Standortwahl der Palmölplantagen muss Eni sich an den unternehmenseigenen Umwelt- und
Menschenrechtsprinzipien orientieren: keine Vernichtung von Primärwäldern, keine Nutzung bestehender
Ackerflächen, keine Beeinträchtigung von Gebieten mit hoher Artenvielfalt und keine direkte oder indirekte
Umsiedlung von Menschen. Mit anderen Worten, Eni ist auf Savannengebiete und/oder alte Plantagen
beschränkt, und aufgrund des hohen Arbeitskräftebedarfs müssen die Pflanzungen zudem in Reichweite
bestehender Ansiedlungen angelegt werden. Ob das Unternehmen diese Anforderungen unter einen Hut
bringen kann, ist sehr fraglich.

Darüber hinaus ist nach wie vor unklar, ob das primäre Ziel des Projekts die Herstellung von Palmöl als
Nahrungsmittel oder als Agrotreibstoff ist und wie viel davon für den einheimischen Markt beziehungsweise
den Export bestimmt ist. Auf Anfrage erklärten Eni-Vertreter im Kongo zwar, Hauptziel des Projektes sei die
Erzeugung von Palmöl für den inländischen Bedarf und Agrotreibstoff werde nur dann hergestellt, wenn die
Produktion darüber liege. Doch das steht in klarem Widerspruch zu öffentlichen Aussagen des
Unternehmens, dass 75 Prozent der auf 340.000 Tonnen geschätzten jährlichen Palmölproduktion für die
Biodieselherstellung verwendet werden sollen.

Insgesamt werden die aktuellen Ölaktivitäten von Eni von Aktivisten und betroffenen Gemeinden im Kongo
und ihren internationalen Partnergruppen mit großer Besorgnis verfolgt. Das gilt insbesondere für die
Weigerung des Unternehmens, auf die Beschwerden der Gemeinden in der Nähe von M’Boundi wegen der
Umwelt- und Gesundheitsfolgen der dortigen Ölförderung zu antworten. Zudem harren auch die sozialen und
ökologischen Risiken für die Menschen im Kongo und die potenziell höheren Treibhausgasemissionen, mit
denen die geplanten Neuinvestitionen des Konzerns einhergehen, noch einer Antwort. Aus all diesen Gründen
bergen die Teersand- und Palmölprojekte erhebliche Finanz- und Reputationsrisiken für Eni. Verstärkt werden
diese Gefahren noch durch den bisherigen Mangel an Informationen über die potenziellen Folgewirkungen
des Projekts und seine Wirtschaftlichkeit, die mangelnde Bereitschaft von Eni, sich mit betroffenen
Gemeinden an einen Tisch zu setzen und die notorischen Defizite in der Regierungsführung des Landes.
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